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Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Samern hat in seiner Sitzung am .................... die Aufstellung des

Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am

.................... ortsüblich bekannt gemacht worden.

Samern, den ....................

...................................

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Samern hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß

§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am  .................... als Satzung (§10 BauGB) sowie

die Begründung beschlossen.

Samern, den ....................

...................................

Öffentliche Auslegung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde Samern hat in seiner Sitzung am .................... dem

Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am .................... ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begründung und die wesentlichen, bereits

vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom .................... bis .................... gemäß §

3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Gemäß § 4a Abs. 2 BauGB sind gleichzeitig die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt worden.

Samern, den ....................

...................................

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes sind Verletzungen von

Verfahrens- und Formschriften gemäß § 214 Abs. 1 BauGB oder beachtliche Verletzungen unter

Berücksichtigung des § 214 Abs. 1 BauGB der Vorschriften über das Verhältnis des

Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder beachtliche Mängel des

Abwägungsvorganges gemäß § 214 Abs. 3 BauGB nicht geltend gemacht worden. Entsprechende

Verletzungen oder Mängel werden damit unbeachtlich.

Samern, den .................... (SIEGEL)

...................................

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 8 "Tappenfeld" ist gemäß § 10  Abs. 3 BauGB

am .................... ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am .................... rechtsverbindlich geworden.

Samern, den ....................

..................................

·

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A. Planungsrechtliche Festsetzungen

§ 1 Höhe baulicher Anlagen gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB. und § 16 und § 18 BauNVO

1. Höhe des Erdgeschossfußbodens in WA-1, WA-2 und WA-3

Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf - gemessen in der Mitte des Gebäudes an der

Straßenseite nicht mehr als 0,50 m über dem Höhenbezugspunkt (Straßenmitte) liegen.

Höhenbezugspunkt für die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens ist der Schnittpunkt von

Straßenachse (Oberkante der das jeweilige Grundstück erschließenden fertigen Straße) und

Gebäudeachse (Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade des jeweiligen Gebäudes).

2. Gebäudehöhe in WA-1, WA-2 und WA-3

Die maximale Gebäudehöhe darf 9.00 m nicht überschreiten, gemessen von der Oberkante des

fertigen Erdgeschossfußbodens bis zur Firstoberkante bzw. dem höchsten Punkt der Dachhaut.

3. Traufhöhe in WA-1

In WA-1 darf die maximale Traufhöhe 3.80 m nicht überschreiten, gemessen von der Oberkante des

fertigen Erdgeschossfußbodens bis zum Schnittpunkt des aufgehenden Außenmauerwerks mit der

Außenfläche der Dacheindeckung. Die maximale Traufhöhe darf für Erkerausbauten überschritten

werden.

§ 2 Zahl der zulässigen Wohnungen gem. § 9 (1) Nr.6 BauGB

1. in WA-1 und WA-2 sind je Wohngebäude max. 2 Wohnungen und je Doppelhaushälfte max. 1

Wohnung zulässig.

2. in WA-3 sind je Wohngebäude max. 4 Wohnungen und je Doppelhaushälfte max. 2 Wohnungen

zulässig.

§ 3 Geschossfläche gem. § 20 (3) BauNVO

Die Flächen von Aufenthaltsräumen in Dachgeschossen (nicht Vollgeschossen) einschließlich der zu

ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind auf die in der

Planzeichnung festgesetzte maximale Geschossflächenzahl anzurechnen.

§ 4 Überbaubare Grundstücksfläche gem. § 9 (1) Nr.2 BauGB

Auf den gekennzeichneten nichtüberbaubaren Grundstücksflächen entlang der öffentlichen

Verkehrsflächen sind Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sowie Garagen und offene Kleingaragen

(Carports) gemäß § 12 BauNVO nur zulässig, wenn sie einen vorderen Abstand von mindestens 5,00

m zu öffentlichen Verkehrsflächen (Erschließungsstraßen) einhalten.

§ 5  PKW-Einstellplätze gem. § 9 (1) Nr.11 BauGB

Je Wohnung sind 2 PKW-Einstellplätze auf dem jeweiligen Wohngrundstück nachzuweisen bzw. zu

errichten.

§ 6 Teilbereiche mit Festsetzungen zum passiven Lärmschutz (1. Bauzeile entlang der K 8):

- Die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen, in den nicht nur zum vor\'fcbergehenden

Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen, sind in die in den folgenden Tabellen genannten

Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 “Schallschutz im Hochbau” einzustufen (Tabelle 8, DIN 4109).

*) Erläuterung/Definition:

Fassaden

zur Ohner Straße Fassaden die einen Winkel von 0 bis 60 Grad zur Straßenachse bilden

Seitenfassaden Fassaden die einen Winkel von 60 bis 120 Grad zur Straßenachse bilden

Rückseiten der Gebäude Fassaden die einen Winkel von 120 bis 180 Grad zur Straßenachse bilden

- Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sorgen, ist aus Gründen des

Immissionsschutzes bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedämmten Lüftern

vorgeschrieben (soweit keine Lüftungsmöglichkeit über eine rückwertige Fassade im Bezug auf die

Straßenachse der Ohner Straße möglich ist. Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden

Heizanlagen). Die Einhaltung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder

anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen

nachzuweisen.

Hinweis:

- In den textlichen Festsetzungen wird auf DIN-Vorschriften verwiesen. Diese werden bei der

Samtgemeinde Schüttorf zur Einsicht bereitgehalten.

§ 7 Regenwasserbewirtschaftung

Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist schadlos auf den

Grundstücken zu versickern.

§ 8 Grünordnung

a. Auf den gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB festgesetzten Flächen ist eine Anpflanzung von Sträuchern

vorzunehmen, die Pflanzflächen sind dauerhaft zu pflegen und bei Abgang durch Neuanpflanzungen

gleicher Art zu ersetzen. Die Pflanzenauswahl muss über die Vorschlagliste für

Bepflanzungsmaßnahmen aus dem Umweltbericht erfolgen. (siehe auch Nr. 4 der nachfolgenden

Hinweise)

b. Auf den gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzten Flächen ist der Baumbestand zu erhalten,

dauerhaft zu pflegen und bei Abgang durch Baumneuanpflanzungen gleicher Art zu ersetzen.

§ 9 Eingriffsregelung, externe Kompensation (gem. § 1a Abs. 3 BauGB)

Der durch die Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Tappenfeld” verursachte Eingriff wird

außerhalb des Plangebietes kompensiert. Das Kompensationsdefizit umfasst 11.361 WE. Es ist über

den Kompensationsflächenpool „Dalum-Wietmarscher Moor“ (Gemarkung

Wietmarschen, Flur 16, Flurstücke 156, 158, 163/1 und 136/2) abzulösen. Die Ablösung ist auf einem

dazu geführten Ökokonto der unteren Naturschutzbehörde Landkreis Grafschaft Bentheim

nachzuweisen.

B. Örtliche Bauvorschriften

1. Außenwandgestaltung

Die Gebäude sind mit Ziegelverblendmauerwerk mit der Farbgebung rot bis rotbraun zu errichten. Dies

gilt auch für Garagen und Nebengebäude gem. §§ 12 und 14 BauNVO.

Die Verwendung anderer Materialien (z.B. Schiefer, Zinkblech, Putz) ist im Zusammenhang mit dem

o.a. Ziegelmauerwerk dann zulässig, wenn der Anteil dieser Materialien untergeordnet Verwendung

findet und die damit gestaltete Fassadenseite insgesamt höchstens 1/3 der Gesamtfläche der

Gebäudefassade ausmacht.

2. Bedachung der Gebäude in WA-1, WA-2 und WA-3

Zulässig sind nur mindestens zweiseitig geneigte Dächer. Ausgenommen von dieser Regelung sind

Dachaufbauten sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen (gemäß §§ 12 u. 14 BauNVO).

3. Dachneigung in WA-1

In WA-1 beträgt die Mindestdachneigung 38°, die maximale Dachneigung 48°. Ausgenommen von

dieser Regelung sind Dachaufbauten sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen (gemäß §§ 12 u. 14

BauNVO).

4. Dachneigung in WA-2 und WA-3

In WA-2 und WA-3 beträgt die Mindestdachneigung 18°, die maximale Dachneigung 45°.

Ausgenommen von dieser Regelung sind Dachaufbauten sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen

(gemäß §§ 12 u. 14 BauNVO).

5. Dachaufbauten und -einschnitte

Dachaufbauten (Gauben) und Dacheinschnitte (Loggien) sind zulässig. Ihre Gesamtlänge darf jedoch

3/5 der Trauflänge der jeweiligen Gebäudeseite nicht überschreiten.

6. Dacheindeckung

Zulässig sind nur Tondachziegel und Betondachsteine. Farbgebung: rot, rotbraun bis braun und

schwarz. Ausgenommen hiervon sind Nebenanlagen, Garagen, Carports sowie untergeordnete

Bauteile wie Erker, Eingangsüberdachungen u.ä..

7. Erkerausbauten in WA-1

In WA-1 sind Erkerausbauten zulässig in einer Breite von maximal 2/5 der Gebäudeseite. Die

Traufhöhe der Erkerausbauten darf die Höhe von 3,80 m überschreiten.

8. Staffelgeschoss

In WA-1 ist die Ausbildung eines Staffelgeschosses nicht zulässig.

In WA-2 und WA-3 ist die Ausbildung eines Obergeschosses als Staffelgeschoss nur im 1.

Obergeschoss zulässig.

9. Grundstückseinfriedungen

An den zur öffentlichen Straße orientierten Grundstücksgrenzen sind Einfriedungen maximal bis zu

einer Höhe von 0,80 m über Oberkante der angrenzenden fertigen Erschließungsstraße zulässig.

Hinweise - Nachrichtliche Übernahmen

1. Archäologische Bodenfunde

Insbesondere der nördliche Teil des Plangebietes weist aufgrund seiner erhöhten Lage oberhalb der

Flussniederungen, nahe der Mündung der Eileringsbecke in die Vechte, ein erhöhtes archäologisches

Potenzial auf. Es ist verstärkt mit bisher unbekannten archäologischen Funden und Befunden zu

rechnen, wobei es sich um Bodendenkmale handelt, die durch das Nieders. Denkmalschutzgesetz

geschützt sind. Sämtliche Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen einer denkmalrechtlichen

Genehmigung (§13 NDSchG), diese kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein. Daher

ergeben sich folgende denkmal-pflegerische Notwendigkeiten:

· Ausreichend im Vorfeld jeglicher Bau- und Erschließungsarbeiten ist durch ein entsprechendes

Raster von Suchschnitten auf dem Areal durch entsprechende Fachleute zu klären, wo weitere

Denkmalsubstanz vorhanden ist.

· Abhängig von diesem Untersuchungsergebnis ist ggf., eine fach- und sachgerechte archäologische

Ausgrabung notwendig, deren Umfang und Dauer von der Befundsituation abhängig ist.

· Die entstehenden Kosten für die Voruntersuchungen und ggf. notwendigen Ausgrabungen können

nicht von der Archäologischen Denkmalpflege getragen werden.

· Der Vorhabenträger sollte sich frühzeitig mit den Denkmalbehörden in Verbindung setzen, um das

weitere Vorgehen abzusprechen.

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.

a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen

u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14

Abs. 1 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zuständigen Unteren

Denkmalschutzbehörde des Landkreises Grafschaft Bentheim oder dem Niedersächsischen

Landesamt für Denkmalpflege - Referat Archäologie - Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel.

0441 / 799-2120 unverzüglich gemeldet werden.

Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis zum

Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu

tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

2. Erdölbohrstelle

Im Plangebiet ist eine verfüllte Erdölbohrung gekennzeichnet mit einem Schutzbereich von 5 m im

Radius, der nicht überbaut oder abgegraben werden darf. Die Bohrung muss jederzeit aus

Sicherheitsgründen erreichbar bleiben.

Die ExxonMobil Production Deutschland GmbH (EMPG) nimmt die Betriebsführung für die

Produktionsaktivitäten einschließlich des Betriebs des Produktionsleitungsnetzes der BEB Erdgas und

Erdöl GmbH & Co. KG (BEB), der Mobil Erdgas-Erdöl GmbH (MEEG) und den Tochtergesellschaften

wahr.

Die Angaben über die Lage der o.g. BEB/MEEG-Anlage ist so lange als unverbindlich anzusehen, bis

sie in der Örtlichkeit durch einen Beauftragten der EMPG bestätigt wird.

3. Artenschutzrechtliche Anforderungen gem. §§ 44 ff BNatSchG

Zur Vermeidung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände sind folgende

Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen:

· Die Erfüllung des Tötungsverbotes nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG von Brutvogelindividuen oder ihren

Entwicklungsformen wird dadurch vermieden, dass die Entfernung von Gehölzbewuchs sowie

Baumfällarbeiten nur außerhalb der Brutzeit erfolgen, und somit in Anlehnung an § 39 (5) BNatSchG

nur zwischen Oktober und Ende Februar.

· Sind entgegen der derzeitigen Planung Baumfällarbeiten von Gehölzen mit Brusthöhendurchmessern

> 30 cm erforderlich, sind diese unmittelbar vor den Rodungen von einem Fledermauskundler, ggf.

mittels Endoskop, Spiegel etc., auf vorhandene Fledermausindividuen zu überprüfen. Sind Tiere

vorhanden, ist das weitere Vorgehen mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Der

günstigste Zeitpunkt ist der Oktober, da dann die Tiere eigenständig, nach der Wochenstubenzeit und

vor der Winterruhe, in der Lage sind in andere Quartiere auszuweichen. Die Überprüfung ist zu

dokumentieren und das Protokoll der Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

· Zur Vermeidung erheblicher Störungen potenzieller Fledermausquartiere in den Gehölzen, sind

direkte Beleuchtungen der Gehölzbestände sowie südlich angrenzender Flächen zu vermeiden. Die

Beleuchtung im Plangebiet ist nach unten auszurichten und es sind insektenfreundliche Leuchtmittel

zu verwenden.

4. Pflanzliste für Flächen mit Anpflanzgebot nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Standortgerechte, gebietsheimische Straucharten mit Wuchshöhe ≤ 5 m (Auswahlliste):

Kornellkirsche Cornus mas

Hartriegel Cornus sanguinea

Pfaffenhütchen Euonymus europaeus

Heckenkirsche Lonicera periclymenum

Schlehe Prunus spinose

Faulbaum Rhamnus frangula

Hunds-Rose Rosa canina

Brombeere Rubus fruticosus

Ohr-Weide Salix aurita

Grau-Weide Salix cinerea

Gemeiner Schneeball Viburnum opulus

1. Art der baulichen Nutzung 

  II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Plan-Nummer: 

Planfassung zum Satzungsbeschluss

GEMEINDE SAMERN

BEBAUUNGSPLAN NR. 8

"Tappenfeld"

mit örtlichen Bauvorschriften

Maßstab   1 : 1.000
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Präambel und Ausfertigung

Aufgrund der §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S.2414)

in der aktuell gültigen Fassung, des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom

03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) in der aktuell gültigen Fassung und der §§ 10 und 58 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S.

576) in der aktuell gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Samern diesen Bebauungsplan

Nr. 8 "Tappenfeld", bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und den

örtlichen Bauvorschriften, als Satzung beschlossen.

Samern, den .................... (SIEGEL)

...................................

         Bürgermeister

Planzeichenerklärung

Flurgrenze 

Gemarkungsgrenze

  I. Bestandsangaben

Flurstücksnummer

mit Grenzmal

Flurstücks- bzw. Eigentumsgrenze

Wirtschaftsgebäude, Garagen

Wohngebäude mit Hausnummern

Gemäß Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58) in der aktuell gültigen Fassung und der

Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132) in der aktuell gültigen Fassung.

Im übrigen wird auf die Planzeichenvorschrift DIN 18702 für großmaßstäbige Karten und Pläne verwiesen.

9. Grünflächen

(gem. § 9 Abs.1 Nr. 15  u. Abs. 6 BauGB)

und die Regelung des Wasserabflusses

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6a BauGB)

10. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Planzeichen ergänzend zur Planzeichenverordnung

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Regenrückhaltebecken

Wasserflächen (Entwässerungsgraben)

R

öffentliche Grünfläche   

Allgemeine Wohngebiete 

GFZ

GRZ 

Zahl der Vollgeschosse (Höchstmaß)

2. Maß der baulichen Nutzung

nur Einzel- und Doppelhäuser 

o

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

6. Verkehrsflächen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Straßenverkehrsfläche

Baugrenze

ED

I, II usw.

überbaubarer Bereich

nicht überbaubarer Bereich  

15. Sonstige Planzeichen

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Geschossflächenzahl 

Grundflächenzahl 

offene Bauweise 

WA-1

Hinweis (Darstellung ohne Normcharakter)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die

Regelung des Wasserabflusses

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen i.V.m. § 8a der textlichen Festsetzungen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von

Bäumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  i.V.m. § 8b der textlichen

Festsetzungen

Sichtdreiecke für Straßenkreuzungen gem. RAL 2012 / RASt 06 von ständigen

Sichthindernissen freizuhaltende Flächen zwischen 0,80 m und 2,50 m oberhalb

Fahrbahnoberkante

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

(gem. § 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze Bauverbotszone (gem. § 24 Abs. 1 NStrG)

Erdölbohrstelle (Schutzradius 5 m)

Teilbereich mit Festsetzungen zum passiven Lärmschutz gegen Verkehrslärm

i.V.m. § 6 der textlichen Festsetzung

Geschoss

Teilbereich für passive

Schallschutzmaßnahmen

Einstufung

Lärmpegel-

bereiche

(LPB)

Vorder- und Seitenfassaden der Gebäude

im Bezug auf die Ohner Straße *)

EG und

OG

LPB II

Rückwertige Fassaden der Gebäude im

Bezug auf die Ohner Straße *)

EG und

OG

-

Abstand Wohnbebauung zur Sportanlage (gem. Sportanlagenlärmverordnung - 18. BImSchV)

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte

Quelle:                      Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen

Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2018

Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Osnabrück-Meppen

Landkreis Grafschaft Bentheim

Gemeinde               : Samern

Gemarkung             : Samern

Flur                          : 15

Maßstab                  : 1:1000

Diese amtliche Präsentation und die ihr zugrunde liegenden Angaben des amtlichen

Vermessungswesens sind nach § 5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche

Vermessungswesen vom 12. Dezember 2002 (Nds. GVBI 2003) geschützt. Die Verwertung für

nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe ist nur mit Erlaubnis der

zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde zulässig.

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach

(Az. L4-35/2018 Stand vom 22.02.2018). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der

baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Nordhorn, den   Landesamt für Geoinformation und 

Landesvermessung Niedersachsen

(Siegel) Regionaldirektion Osnabrück-Meppen

- Katasteramt Nordhorn -    

                                                                                                       .............................................

Geh- und Fahrrecht zugunsten der Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbands Nr. 114

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)


